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58. Jahrgang

Amtlichev Teil.
.»,--- An die schlesische Landwirtschaft!

_ _ Die Lage unserer Brot-·v-ersor-gsnu-g ist gegenwärtig äußerst
AVIPAnut Die sgveifbaren Vorräte der Rieischssgetreidestelle
reichen niur bis zur zweiten Hälfte Februar, und wenn die
L. :se-run-gen nicht ganz erheblich steigen, miiszten schon im März
oder April Stockungen in der Brotversorsguug der Städte ein-
treten. Das würde das Signal zu neuen Unsmhen und damit
zum Zusammenhruch unserer Volks-wirtschaft geben.

Die deutsche Landwirtschaft wird und muß dieser Not
stenern, soweit es in ihren Kräften steht, wo der Ausdrussch noch
iim Rückstand-e ist, weil bis-her Arbeitskräfte und Kohlen fehlten,
muß alles darangeseth werden, jetzt in der kurzen Spanne biss-
zmn»B-eg.inn der Friihjnhrsbsestellung den« Ausdrusch zu Ende
zu fuhren und so rasch nis- möglich abzliefern.

« ‚ Wir richten an die Lundwirte die dringende Aufforderung,
our-eh beschleunigte Ablieferung des Brotgetreides dazu beizu-
tragen, die jetzige Notlage zu über-winden Es ist Vorsorge ge-
troffen, daß dic- Druschtohlen und sonstigen Betriebsftoffe zuge-
sxsslbrt werden nnd der erforderliche elektrische Strom zur Ver-
fugnug gestellt wird. Soweit dies nicht der Fall sein soll-te,
wende man sich telcxgrephisch an die Reichs-getrei-destellse.

Deutscher Landtoirtschaftsrat
Deutsche Landwir-tschasts-(stefellschoft.
Milchwirtschaftlicher Reichs-verband

Generalverband der Raiiseisen-Genossenschaften.
Reichs-verband der taub: und sorstwirtschaftlichen Arbeit-geber-

Vereinigungeu.

§ "4. «
Der Gemeinde oder dem Genieinidederhansd werden hon

dem Gesamtaufwande für die Erwerbslosensiirsorge vom Reiche
sechs- Zwölftel und voni dem- zuständigen Bltndessta-a··t-e vier
Zwölftel ersetzt.

Gemeinden oder Gemeindenerbänsden, welche idie nach dieser
Verordnung zulässig-en- Höchstsätze »der Erwerbslosenkunterxstiitzung
iisbeijchreitem kann die Rseichssbeihilfe durch deu- Re«ich-sm·ini»i«-ste«r
der Finanzen, die La-nsdesheihilfe durch die L-nn-deszentrnlsbehorde-
entzogen werden. . ·

§ 5.
Zuständig fiir die Gewährung der Erwerbstofenfiirsorge isst

die Gemeinde (d-er Genie-iit·deverbosnid), sin der der Erwerbs-stoer
bei Eintritt der Uuterstützungsbediirftigkeiit seinen Wohnort hast«

Erwerbsliosse, die seit dem 1. August 1914 »in einen anderen
Ort gezogen sind, sollen möglichst sin den Wohnort, den- sise am
1. August 1914 hatten, zurückkehren-. Ihnen sdiarf an einem
san-deren Ort-e die Fürsorge nicht länger als insdgesfanrt vier-
Wocheu gewährt wer-den. Die Beschränkung findet nicht statt,
wen-u die Erwerbs-losem svor Eintritt der Unterstützungsbedürf-
tigkeit an ihrem Wohnort mit ihrer Familie einen gemein-
schaftlichen Heu-Mund begründet haben und noch führen oder
wenn die Rückkehr in den« früheren Wohnort tatsächlich un-
ausfiihrsbnsr ist. Das gleiche gilt, wenn die Erwerbs-loseman
1. August 1914 ihren Wohnsitz als Reisehsdeutsehe im Ausland
oder in Teilen des Reichsgebiets hat-ten, die seitdem vom
Deutschen Reiche- abgetrennte oder- von fremden Mächteni besetzt
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zworden sind, sofern die Rückkehr in diese Reichsteisle asnsl poli-Reichsberlionsd der landwirliclmstlichen Genossenschaften . _ _ · _ » .‚ ś
F tifcheu Guinsdeu mit erheblichen Nachteilen-. sur sie verknupfts ist.Verirrt-nd deutscher Cwmtrbmwereine

Vereinigung bez deutschen Wunderkind s - Krsiegstei1uel«)«m-er.n, »die unmittelbar nach ihrer Entlassung
.................. Drom- Hseere unsterstiitzuugsbedürftig werden, ist die Fürsorge fiir

zdise Dauer von höchstens vier Wochen an idem Ort-e, nach- dem .
A U a S u C 5' sie entlassen werden, zu gewähren, und zwar auch dann, wen-n

« tut-s der Reichswednmtg über lithofensiirsorge «-die·ser nicht ihr Wohnort ist. Nach Ablauf dieser Frist-A gelten
neH »j« sp-fii·r Kriegstieii» hin-er »die allgsemseizjieni Vorschriften _ „ ·

Zur Unterstütznm von Gemeinden nnd Gemeiusdeverbänwth «an Beile m» Ldm SLEV send-Mka iFZUJVVAF zulthndlgw
auf Dem Gebiete bat ‚rmctbßlofenfdhffoxge werben RÄchsmjttzkHeroljsndrt ist« dem Erwerbs-tosen von-» der einstweilen fu«-Home-
bereitgefteüt. sriflsnhtigen Gemeinde (AJbs. 2 und 3) szsreie ihn-hist soer ein-e

Ungemessene Beihilfe zu den Re-rseun·kostens, einschließlich- der·
sVeförderung des UmzuigssgutT aus ‚Mitteln der Erwerbslosem
fiirsorige zu bemängelt. § 6

2.
Die Gemeinden sind der-pflichten eine Fürsorge für Er-

werbs-lese einzurichten, der sie nich-i den Rechtsscharakter her?
Tilrmenpflege beilegen dürfen. Dass sie-l dieser Fürsorge ist im , » _ _ _ _ « «
einzelnen Falle die Beendigung der vwerbslosi keit durch die »· Dlze Juki-Orge· iOW UUV OVbesIksifIhlsgzM EIN-d aeßettßmlßpgen,
Aufnahme von Arbeit. Nur insoweit dies-es Zise nicht erreicht XIV-Or W» Sühne aßen PLpr3WU·-» die «sl«chI»"IUfplgE des SUCH-ges
werden bann, sind Unterstii nngen wach Maßgabe der folgeue ·.’;urch ganz-liebe oder teilweise Erwerbslosisgkein »in sbedurftisger
»den Bestiman w ggmä n. Heu-ge befinden, gewahrt werden« Eine bedürftisgie Lage ist- nur

3. ‚bei-Omen anzunehmen, als die Einnahmen des zu Unter-stützen-
(Brummen, die weh eines vorhandenen Bedürfnisses feinem" ‚einfdyI’i-e{glich Vers III WIEN“ Haushalt« CHORde FATUUEEW

oder keine genügende Enderbslosenfiirsorgse einrichten, werdens EIIPACHONAW IWNT MUUAZS sIs11«d- stlß U Uska Imstande “ff, da-
dazu wu bez swmmmmsaufsichtsbchördc aber von bcr seiten-Unter den notwendigen Lebensunterhalt zu liest-reiten und als
kdev antuezenemlbehövde hierzu bestimmten Behörde (mag, Hzlnnteiue san-nlienrsech-tl:»nheui Unterhaltsanspruche»zuste-hen, deren
hartem bie Usme bie dazu naünenbtgen Anordnungen für ‚ rrsnllung den notwendig-en Lebensunterhalt evmosglinhen wurde.
Reclmnng r Gemeinden treffen, sise können auch beftinimeu,s Erwerbslosigskeit ist nicht als Kriegssfolsge anzusehen, wenn
ldaß ein weit-ever Gemeindeverband ein-e Gemeinde im Falle sie durch Ausstand oder Aussperrnnsg iiberwisegend s« Wurf-nein
ihrer Leistn fähigkeit zu unterstützen oder die Fürsorge zu ast. Friihestens vier Wochen nach Abschluß des Tki ,tande-s
übernehmen aber, der·A-nsjpemmq können- bis: Mmgindcn den Arbeitnehmern ,
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beim Vorliesgeu der allgemeinen- Voraussetzungen Erwerbs-
losensunterstütziing gewähren.

· . § Sa.
Wen-n eine. bedürftige Lag-e (ä 6) durch einen Teilbetrag

der Erwerlisloseiiinnterstützsunsg behoben: werden kann, sist nur
der Teilbetrag zu gewähren. —

. lWer weg-en eine-r 66% toin Hundert übersteigen-den- Be-
_ eiiiti«i1chtig·-iiiigs der Erwerbstätsisgzkseit Ren-te bezieht, ist« als er-
werbsunsahig im Sinne des § 6 anzusehen, sofern er nicht trotz
dies-er- »B-e.-einträchtigung auf Grund wirklicher Arbeitsleistung
mindestens ;/Z: des Qrtslohns verdienst hat.

« » ś 8.
h Die Gemeinden und Gemeinsdeverbände sind verpflichtet,

die Unterstützung zu versagen oder zu entziehen-, wenn der
Erliierbsslose sich weigert, eine nachgewiesen-e Arbeit anzu-
nehmen, die auch außerhalb seine-s Berufs und Wohnorts I iegeu
dar-f und ihm nach seiner körperlichen- Be chaffenheit zugemutet
werd-en rann Erst-e Reigerung kann uur ramit begründet wer-
iden, das fur die Arbeit nicht angemessener ortsüblicher Lohn
gebot-en wird, die Unterkuuft sittlich bedenklich ist und dassz bei
klierheiratetenz die Versorignnsg der Familie unmöglich wird.

. .. Frei-e Fahrt für den« Erwerbsloseu zur Reise in den Be-
schaftigungsort nebst einer angemessenen Beihilfe zu den Reise-
iusnkosten ist von »der Gemeinde des letzte-n Wohnort-s- aus
Mitteln Der Erwerbsloseiissfürsorge zu- bewilligeu. Wen-n- »die
inn Haushalt des Erwerbs-tosen leben-den Familieniaugehörigen
zwecks Weiterführiing des Haushalts in den Beschäftigungsort
puiitreifeisi oder nachfolgen; und der Erwerbs-lese nachweist, das;
Zidereu linterlnnft in dein Beschäftigungssorte gesichert ist, so ist
iauch »du-sen Faunlieuangehörigieii freie Fahrt nebst einer auge-
thiefseisien Beihilfe zu den- Reiseuukosten zu bewilligen. Auch
dann die Gemeinde des letzten Wohnort-s eine Beihilfe zu den-
JJIntosteu der Beförderung des- Umzugsgsuts ans Mitteln der
«Erwerbsloseiisfiirsorge gewähren

Jst» bei Verheirateten die Mistuahme der Familie in den
sauswartsigetr Beschaftigungsiosrt nicht angängig, so kann die Ge-
znieinde des letzten Wohiiorts iden zurückbleibende Familien--
feine-entgehen währen-d der Dauer des auswärtigen Arbeitsver-
hältnisses »die Zuschläge zur Erwerbleseiuiiiterstützuiig (ä 9
Abs. Its-) ganz oder teilweise gewähren. «

. _ ‘ § 8a. .. .. _ ‚

Als- Wohiiort im Sinn-e dieser Verordnung ist der Ort
eingeben, in dein sich eine Person nicht nur vorüber-gehend
aufhalt, sondern mit der- Absicht längeren oder dauernden Ber-
bleisbens wohnt. «

Art nnd Höhe der Unterstützung die Feststellung einer
{einen Wartezeit von höchstens ein-er Woche für die Erwerbs-
sloseni mit Ausnahme der Kr«iegssteilnsehin-er ist dein Ermessen
sder Gemeinde oder des Gemeindenerbausdess überlassen Esist
jedoch für eine ausreichende Unterstützung bis mindestens den
iniach der Resichsberfichermigsordnung festgesetzten und nach der-
iZahl der Fainilienkiuitgliesder für den« Ernährer eine Familie
angemessen zu erhöhendeu Orts-lobt: erreichen muß, zu sorgen-;
an Stelle dann Geldnnterstützuugen können auch Sachleistitngen.,"
lzdzewährung von Lebensmitteln, Mietsunterstüitzung und der-
gleichen treten-. Für Kriegsiteilnehmser sowie für die teilweise
ererbslosen (ä 9 Abs. 2) darf eine Wartezeit nichts festgesetzt
werden-; das gleich-e gilt für die im § 5 Abs. 2 bezeichneten
Personen bei der Rückkehr in ihren früheren Wohnort

Erreichen in sein-er Kaleiiderwoche oder .cnislseii-dse-rsdoppel-
siooche Arbeitnehmer infolge vorübergehender Eileitellung oder
Beschränkung der Arbeit die in ihrer Arbeitsstätte ohne Ueber-
arbeit üblich-e Zahl »von- Arbeitsstuuden nichts und treten des-
iwegen Lohuverkürzungen ein, so erhalten idie Arbeitnehmer,
sofern 70 vom Hundert ides Nochenarbeitssverdieuistoks Cappel-
sswocheniarbeistsderdienistsess) den Unsterftützungsbetragi der Woche
lDoppelxwoche) bei gänzlicher Erwerlrslosigteit nicht erreichen,
«Erwerbslosenunterstützung in Höhe des fehlenden Betrags-, je-
tdoch an Arbeitsverdienst nnd IErwevbsslosenunterstützung«zufam-
meu nicht mehr als den-— Betrag des bisherigen Arbeitsvserdienstes
bei woller Arbeitszeit-; § 6 findet mit der Maßgabe Aii-toieiidiiiig,
ldasz die Bedürftsigiteit nicht zu prüfen ist. Die Arbeit-geber sind
verpflichtet, über den Arbeitsverdienst Auskunft zu geben und
auf Erfordern der Gemeinden oder Gemeindeverbände die Er-
rechnung und Aiiszsahlung der Unterstützung kosstenilos zu be-
or ten. _

s LDie Unterstützungen- der Gemeinden und Gemeindever-
bände dürfen nur für die sechs Wochentage gewährt werden und

9

ohne Familienzuschläge weder das einuiisde-ii«ihalbfaehe des Orts-
lohns noch die für die einzelnen Orte nach Maßgabe ihrer
Zugehörigkeit zu den« Ortsllasseni vorgeschriebenen Höchstsätze
übersteigen- - .

Die Höchstsätie betragen unbeschadet der Vorschrift im
Abs. 1 Satz 2: . ‘

» “für.
1. inanuliche Personen , „„

u) über 21 Jahre
b) darunter 2,50 „

2. weibliche Personen
a.) über 21 Jahr-es sofern sie nicht in dem

Haushalt eines anderen- lebeu 3,00 „
b) über 21 Jahre, sofern sie in dem Haus-

halt eines anderseit- leben 2,50 ,,.
c) unter 21 Jahren-. . 2,00 „

Die Faniilienzusehläge,«die ein· Erwerbsloser erhält-, dürfen
insgesamt das Ansdertlmlbfache der ihm gewahrten Unterstützung
im einzelnen folg-entde- Satze nicht«uibersteigem

fur
er) den Ehe-geritten . 1,75 Mk.
b) die lseinder und sonnt-ge unterstutzungsbe-

»so «resehtisgte Angehörige
' S 10

Die- Gemeindeni oder Genieindeversbäude können die Er-
werbslosenfürsorge Von weiteren Voraussetzung-en- (Teilnahme
an deu- der DIllsgsetiiseinbilduiig dienen-den Veranstalttmgenx fach-
licher Ausbildung am Besuche von Werkstätten und Lehrkursen
u nd derig-leicl,7ens)., ins-besondere für Illig-endliche abhängig machen-.

Sie können bestimmte Ausschlieszungsgründe für ten- Bezug
der Erwerbslosenfürsorge (Msißbriauch der Einrichtung, licht-
befolgunig der Kontrollvorschsgiften und dergleichenh festsetzen

11.
Kleiner-er Besitz lStmrgroschem Wohuungseiiirieh-tmi.geiij)

darf für die Beurteilung der Bedürftigxlexit nicht in Betracht
gezogen werd-cu.

§ 12.
11nterstützungein die der- Erwerbs-lose! auf Grund eigener

oder fremder Vorsorge bezieht, sowie Reuiteiisbeziige diirsfeiispfiir
die Beurteilung »der Bedü.rft«i-gkeit nur zu zwei Drittelu ihr-es
Betrags in Betracht gezogen werden. __

Zinsen »von Spargroschens und dergleichen- fiussd voll anzu-
rechnen. .

j 1221.. ·
Jst ein Erwerbs-leiser auf Grund der Reichs-onstcherung«

zur Fortsetzung oder Aufrechterhaltung ein-er Versicherung gegen
Krankheit bei einer Krankenkasse, luappschaftlichens Krankenkasse
oder Ersatzkasse berechtigt, so hat die Gemeinde sdsie Wettern-er-
siefbernng in sder bisherigen M-it.gklie-derllassse oder Lohnstnfe her-

beizuführen Sie- hat zu diesem Zweck-e die erforderlich-en Mel-
dung-en binnen zwei Wochen nach Beginn und »Ende der Unter-
stützuug zu bewirken und die vollen-« Beträge sur den Erwerbs-
losen Du zahlen-. .

Versäumt es die Gemeinde und Verliert·-dadu"rch der Irr-
werbslose den Anspruch auf Kraii-keiisl)silfe, so hast die Gemeinde
ihrerseits dem Erwerbs-tosen die gleich-e oder eine gleichwertige
Krmiketrhilfe zu gewähren. » .

Kann die Gemeinde die ärztliche Behandlung selbst nicht
beschaffen, so hat sie dem Erwerbs-lasen dafür sechs Aschitel des
gesetzlichen Kraubensgeldes zu gewähren.

. g.
Die Erwerbslosenunterstützunig ist der Pfäuidung nicht

unterworfen-. · »-
§ 13. -

Für die Durchführung der Erwerbslsoseufürsorge sind Für-
sorgeausschüsse zu errichten, zu denen Vertreter der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer in igslleischer Zahl hinzugezogen wer-den- müssen-

Die Fürsorge-ansschüsse entscheiden über Streitigkeiten in
Angelegenheiten der Erwerbslosenfürsorge. .

Ueber Beschwerden entscheidet die Komimmalaufsiein-s-
behärde endgültig ' -

Die Fürsorsgeausschüsfe sind verpflichtet, in engstser Zusam-
menarbeit mit den Arbeitsnachiweisen darauf hinzuwirken, daß
den unterstützten Erwerbsloseu mit tunlichster Beschleunigung
geeignete Arbeit (ä 8) vermittelt wird. Hierzu sind ins-besondere
alle eine längere Zeit hin-durch Unterstiitzten eines«bestimmten
Bezirks nach näher-er Anweisung des Rieichsarbeitsstiiinisters der
zuständigen Zeutralausskunftsstelle oder der entsprechen-den Ve-
börde unstet Angabe ihrer Verweuidunsgssfähigikeit namhaft zu machen.
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« . §16:t. h ś
Der Vorstand der Gemeinde ist befugt, für die Nicht-befol-

guug der Vorschriften dieser Verordnung oder der auf Grund
der Verordnung erlassenen Beschlüsse der Gemeinde Ordnungs- ·
strafen zugunsten der Gemeindekasse bis zu eiuhundertfünfzig
tiJiark festzusetzen Dies gilt entsprechen-d für den« Gemeindever-
band, soweit er Trägre der Erwerbslosenfiirforge ist.

_ , s 18. ś
Diese Verordnung- tritt am 1. Februar 1920 m Kraft.
Verli n, den 26. Januar 1920.

Der Reich.sarbeitsniinifter.
Schli cke. _

Oels, den 3. Februar 1920._
»Die Unterstützungen sind ans der Gemeindekasse vor-schuß-

weise zu oeranslagen.· Ueber die zu erstattenden Betrage ist
nach Ablan eines Monats ein-e Nachweisung an mich einzuk
reich-eu. Formulare werd-en auf Anforderung «v»on Fall zu Fall
zugefandt werden. Der Nachweisung find samtlirhe »Unter-
sbeliaigse (Quittungen der Empfänger, Ausweise des Arbeitsnachs
wetses und dergl.) zum Zwecke der Nachprüfung beizufügen

Mein-e an die Gemeindevorstänsde gerichtete Versagung
vom 20.« Februar 1919, D. M. 60, wir-d aufgehoben-

Oels, den 9. Februar 1920.

Betrisft: Viehausbriugung
_ An Stelle des Oberamtmanns Leder in Ober Mühlatschütz

mit Obierinspektor Magnuss in Lampersdorf Mitglied der
Fronunission für Aufbringung des Nutzviehs für den Feindbund
im Bezirk XI (Kreisblatt Seite 3U).

i Oel s, den 7. Februar 1920.
« « PserdehaudeL

Die in erschreckend-er Weise zunehmenden Pferdediebstähle
hab-en zu zahlreichen Anfrasgen geführt, ob die Verordnung vom
13. Februar 1843 betreffend die Legitimatsionsatteste bei Ver-
änszerungen ivon Pferden in den östlichen Provinz-en der Mon-
archie (Gesetzsianunlung S. 75) noch Gültigkeit habe. Ich weise
daher davan hin, daß die Gültigkeit der genannten Verordnung
durch das Urteil des Reisehisgerischsts vom 7. Dezember 1894
(Ba«nsd 26 Seit-e 75) bestätigt worden ist. " —

Die Verordnung vonts13. Februar 1843 lautet:
. ‘ 1

Wer ein Pferd verkaufen, vertauschen, Verschenken oder sonst
deriäußern will, ist verpflichtet, sich über seine Befugnis dazu,
auf Erfordern der Polizei, durch ein amstsliches Art-est (§§ 5, 7)
auszuweifen.
· § 2.

Führt er diesen Nachweis nicht, so ist die Polizei-behörde be-
fugt, das» Pferd in Beschlag zu nehmen. Ueber die Beschlags
nah-me ist, unter genauer Beschreibung des Pferd-es, ein-e An-
zeige unverzüglich »in die geeigneten öffentlich-en Blätter der
Iklmgegend und erforderlich-Zufalls in das A«m·tss-bl?a«tt auf Kost-en
sdes Besitzers ein-zurücken mit der Aufforderung zur Anmeldung
der etwa an das Pferd zu wachsenden Eigentum-sansprüche.

Werden der-gleichen Ansprüche binnen vier Wochen, vom
Tage der Befehlagnahme an gerechnet, nicht angemeldet, so ist
das Pferd dem Besitzer wieder zu veriabfolg-en, welcher dasselbe
aus dem polizeilichen GewahrsamO zuriickzunsehmen und die
Kosten der- Fütterimgi sowie der öffentlichen Bekanntmachnng
zu bezahlen verpflichtet- ist.

, Wer ein Pferd voneiner ihm unbekannten- Person erwirbt,
ohne daß diese durch ein«vorschriftsmasziiges Attest (ä 5) über
ehre Befugnis zur Ver-außean des Pferde-s sich ausgsew-iesen,
hat dadurch allein eine Polizeistoafe von fünf Talern oder «-
acht Tage Gefängnis verwirft. Das Pferd aber wird in Be-
schlag genommen und damit nach Vorschrift des § 2 verfahren

5 .

. Das Attest über die Legitimation zur Veräußerung eines
Pferd-es muß enthalten-: «

1.. Namen und Stand des Eigentümers sowie desjenigen, »der
von ihm zur Veräußerung des Pferdes beauftragt ist;

2. Die Bezeichnung des- Pfersdes nach Geschlecht, Farbe, Größe,
Alter und etwaigen besonderen Kennzeichen;

3. Ort und Datum- der Ausstellung in Buchstaben ausge-
schrieben-;

 

» 4. Namen des Ausstellers unt-er beglaubigensder Vesidriicksnng

des Sieg-als

Ein solch-es Tlttest gilt längsten-s für die-· Dauer von vier

Wochen und dient währen-d derselble einem jeden Besitz-er des

darin bezeichneten Pferdes zur»L;gitt-nnatcon.

. Die Aussiellung der Legitimationsattesste erfolgt »in-» den

Städten »von der Polizeibehörde, auf dem Lan-de von den Guts-
her rschaften für sich und ihre Einsassenz wo keine· Gutsherr-

schsaftien vorhanden sind,· haben die Regt-erringen, »die Dsijltribtk

tommkissasrien., die Dorfschulzetn oder andere geeignete Per dnen

mit der Ausstellsung der Atteste zu beanstraigen nnd solche-s- durch

die Anttssbilätter bekannt zu maähenr "

 

Die Erteilung des Attestess darf niemanden versagt werben,
welcher nachweist, wiezerredlicherweise zum Besitz-e- des Pferdes
gelangt ist, oder zwei glaudwürdige Zeugen stellt, welch-e »die
Tatsache bekunden-, daß- er fett drei Monaten das Pferd im freien
Gebrauch gehabt hat. - «

§ 9.
Die Ansifertigiung des Attestes erfolgt- jsesderzeit stempel-

unsd kostenfrei. ‚. · _ .
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhaindtsgen Unteychrsift

und beigedrückt-en Königlichens J«nsiegse«l. .
Gegeben« Berlin, den 13. Februar 1843.

(L. S.) Friedrich Wilhelm,
Pein-z von Preußen-.

. Oe-lss, den 2. Februar 1920.

Betrifft: Beitragserstattungen aus der Invalidenversicherung

Es kommt noch vielfach vor, daß weibliche Versicherte,
welche sich verheiratet haben, hier Anträge auf Erstasttsusng der
Beiträge stellen. · » »

Ebenso werden noch häufig- Erstattusngsantrage für verstor-
bene Versicherte gestellt. h

Ich weise erneut daran bin, daß Beitragserftaittungen nicht
mehr stattfinden, und zwar seit Inkrafttreten des 4. Buch-es der-
Rseichsoersicheruugsordnung d. i. seit dem 1. Januar 1912.»

Den Hinterbliebenen der Versicherten wird, sofern- dte hier-
für geltenden Voraussetzungen nach der Reichs-Versicherungs-
ordnung erfüllt sind, Wasifenvente und Witswengeld oder stunden-
ten-te gewährt. Solche Anträge sind bei den Ortsbehorsden zu
stellen. _ ... ..

Der Vorsitzeusde des Berficherungsamtes. “s »
_-.-._. ' "'i »

Be r«lin-, den 17. Januar 1920.
Diphtsheriesgeniesene Kinder wie ihre Geschwister sind zum

Schulbesuch erst wie-der zugelassen, wen-n- liasust ärzitliicher Be-
scheinigsunsg bei zwei durch eine aschtunidviserzigstündige Pause ges-
tretene baktserioloaische Untersuchungen keine Diiphtheriesbaztllen
gefunden worden sind. Die notwendigen bakteriologischen Unter-
suchungen werden durch dass zatstsändige MedizinalusntersuchsungW
amt, soweit die Kreise dort angeschlossen sind, kosteulos, sonst
gegen eine mäßig-e Gebüshr »aus-geführt Die Entnahme· des
Untersuchungsmaterials hat durch den behandeln-den Arzt, durch
den Sehnslarzt oder eine Diphtheriefürsorgeschwester zu« erfolgen-.
Jan letzt-genannten Fall geschieht dies gleich-falls kosten-los

Der Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung
. Im Auftrage: ».

— gez. Jahnkse. .
Der Minister für Voilkstoohlfahrt.

Jm Auftrage:
gez. G o t t st ei n.

Be rsli n, den 10. Dezember 1919.
Auf Grund der Verordnung der Reichsregisemngs über die

Verjährung-s- nnd Vorlegungsfristen vom 26. November 1919
(Rei·chsgesetzkblatt S. 1918) sind diejenigen Zinsscheine der preu-
ßischen Staatsschuld, der Reichsfchuld und der Schutzgebietsc
schuld, der-en Vorlesgnngsfrist nach dem Wortlaut-e der Zins
scheine am 31. Dezember 1914, am 31. Dezember 1915, am
31. Dezember 1916, am 31. Dezember 1917 oder am 31.. De-
zember 1918 abigselaufen ist oder am 31. Dezember 1919 obs-.
läuft, noch bis zum Schlusse des Jahr-es 1920 esinszulöseiu

Handwerwaltmg
der Staatsfchulden- und Reichsfchulidenverwaltung

 



.1
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« ( _ Oels, dens 4. Februar 1920.
Zum Vertrauensmann des 8. Bezirks-, Sektion II (Vre

Tau) der Lag-erot-Berufdgenossensehafh umfassend die Kreis
ältern-Blau, Trebnsttk, (Eros Wartensberig, Oel-Z unsd M-il?it·sch, is
m .Rmtfnmm Paul Spaete aus Oel-s bestellt worden.

Der Vorsitzende des Versicherungsamtes.
—

 

Berlin, den 30. Januar 1920.
Vettissit Aus-weile für die Einreise in das Abstimmungsgebiet

RotdEehleswig
I. Wer in idem Abstimnntnsssgiebiet Nord-Schleswig nach

den Yestimmmdgen des FriedewsMrtrag-es stimmberechctigt ist,
bedarf zur Einreise dorthin keines Passe-s, sofern er sich bereits
im Besitze- eines Identitätezeugnisses des Abst-i1n1nun-gsaus-
sehst-nett seines Geburtsort-es befinden

II. ·",J"n den Städten wen-den« sich die Stimmberechtiaien
wegen Nusstellung der nach Ziff-er III der Paßiport RegulatidnsEste

der Jntsernationsalen Konntrission vorgeschrieben-en Jdenztitätksw
bescheinignug auf den 3u»1 erwahuten Jdentttatsoeugimssen m-
rser Regel an die Polizeutelben ihr-es Revier-s. Wlise hier be-
Jnnst geworden, haben sich« die Polizeistcllew an manchen Orten
nicht für befugt gehalten, die Bestätigung zu erteilen, und haben-
die«Stimmberechtigten an die Bezirksämter oder under-e Stellen«
verwiesen. Dies führt« zu Miszstinnnnug bei »den- S·t·immbserech-
tigsten und zur Vierzögserunia der Aus-stellnua- der nötigen Papi«ere.

Ich ersuehe daher-, sii stliche Uolizeistellens (Retoierpolize«i-
stell-en usw.) zu ermächtigen die verlangt-e O-—d-en--ti-tästsssbestät-i;aung,
die nicht als ,,Ve-g«laubign« f” sint eigienstli den Sinn-e anzusehen
ist, selbst nnd unmittelbar zu erteilen.

In Vertretung:
gez-. F r e un W.

Oels, den 7. Februar 1920.
Die Polizeiberwaltungen- dses Kreis-es werden-. erntäscht·i«gx·k, die vorstehend-e erwähnt-e Jdentitätssbesscheinigsung selbst nndl

unmittelbar zu erteilen. » .

Der Landrat.
Rviahn.

 

Bekanntmachung anderer Behörden.
Dem, den« li. Februar 1920.

(Eilige etbuffadjc.
.1. Betreffs der auf den 7. März d. « '. verschoben-en Wahlen

Ju den Elternbeiräteu ist foi - naher Ministerialerlaß vom 15.
1. 20. er'rbienen nnd zu den-essen- (U. II. Nr. 1 II udeJt

Jn Ergänzung meines Erlasses vom b. Januar . . ß. -———
II. II. I. -—- bestimme {d}, daß bei den Wahlen für die Eltern-
beirate im März die Eltern derjenigen Schüler nnd Schüle-
rsiunen, die von Ost-ern ad die Schule besn n Werben, in diie
Wahllisten mit aufzunehmen sind. Art-Werts sind die Eltern
dersentgen Schüler und Schülerinnern die Ottern die Schule
verlassen, nicht wahibere tig:t.

« in Auftrages
Schutt
die erste Extenttiersammb be-

schlossen, keinen Elternbeirat u wählen. Der Ministeria- erlasz
rom 5. II. 1919 kann durch sei-M der-weisen Beschluß nicht
anstr- Kraft gesetzt werden-. Vielan md die mm leitenden
u alleinigen Lehrer verpflichtet-« die bei inmungis-gemäß
vorzubereiten ,

3. Demmlehth wer-den- alle Le krägk auf die neue Reichs-
ve«1·-sassnng«tmrsidigt. Osch bitte, L e rüber auszunehmewde
Viel-ersehnst in writing-er Maß-fertigt“ schon vorzubereiten
Sie crhalt Folge-eben ortlau.t:

. « Bereidigu tmchtveigs.
SKI) bin heute auf die Retchsverfastng bewältigt mm

nachdem die nachstehende Erklämng der-lesen worden wart
_ ,,Durch die in der Verordnung vom 14-. Au rst 1919 fest-

geneigte Form des Beamteweidez wer-den die in get um ber-
iasnmg besonders in Artikel 1304 Fund rleisteten Ne te in
tout-er Weise eingeengt oder defehran . .5 oidlnbe Treu-

_ . ‚gelb.
53.81: seinem Falte m

neliibnis Ver assnn enthält nur die Beben-tu da der
Beamte d; Mit-keines in seiner Tät-i Zelt am säumt-Er die
Literfassunggbestimmnngen getreu

‚'M1T‚..‚.

S e; a 11 b o c u, Misschunuspenmx

n den ten-."
. . O O O O

’

 

 

.. Breflau, den 97. Januar 1920.
Saum: Schlesische Kriegsversichasnng auf Gegenseitigkeit

Durch den Anstansch der Ratixgirtiousetrkunden am 1.0. Ju-
zum 1920 it der Krieg been-der e im § 4 der Bedingungen
der lesis n Kriege-de ichernr auf Gegenseitigkeit für den
Auf: 914 bewege- m Lunte-l?de?rist von drei Monaten endet
neit- ‑ mn 9. Optik 1920. ejeniigen Hinterbliebenen ges-
sallener oder an den Kotigen einer sonstigen Kriegseinwirkung
verstorbener nnd ver z t gmvesenicr wriegsteilnehmen die ihre
An man noch zu t geltend gemacht haben, werden aufge-
for , die Anmede bis spätde 9. April 1920 bei dem
Landesbgnptmann in edlem 2, Landes-haus, zu bewirken. Bis
einschltkßllch 9. M 1920 noch einrketende Kriegssterbefälle
verstehn-! gewesen« Kriegt-teilnehme: müssen unverzüglich nach
eägtgstretewern Tode bei vornen-mutet Wirst-stelle angemeldeh
um.

 

Die gelösten Anteilstheine nnd ein-e grosze statt-desamtlsiiche
Sterbenrkunde (sog. Reichssormiay sind der Amuieldung beizu-
fügen. Wird der versicherte Kriegsteilnehmser vermißt, so muß
in- Ermangelnna der- Sterbenrlnnde eine bealanbigte Abschrift
dess- amtsgerichtlichen Urteils, das dem Kriegsteilnelnner siir
tot erklärt, beigefügt werden.

Kriegssterbefiilte, auf die schon Akbschlagszashlnngen gewährt
wurden, brauchen nicht noch einmal san-gemeldet zu werden.

Am 10. April 1920 beginnt die Abrekhnung die sich mit
Rücksicht auf die sehr große Anzahl von Krisegssterbefällens min-
destens mehrere Wochen- biuziehen durfte Wie sich das- End-
ergebnis gestalten wird, läßt sich heute noch nicht voraussagen-;
bekanntlich werden die eingezahlteu Beträge nebst Zinsen abzüg-
lich der Vertvaltungskosten ans die Ilnteilseheiue der gefalleuen
oder vermißt-en Fisriegsteilnelnner verteilt am all-gemeinen ist
wenig Aus-sieht auf ein günstiges Ergebnis verband-ern da die
Zahl der Kriegsssterbesälle außerordentlich hoch ist.

Der Landeshauptmamn

·B·uselwsitz, den- 6. Februar 1920.
Bekanntntachunxn .

Auf dem Buselwi ier Jagdgeläude sind Giftbroelen zur
Vertilgung- von Raubtm d ausgelegt. Vor Aufnahme des Fall-«
wildes wird «gewarnt.

Der Anitsvorstehen
Knirteb

Breslqn den 8. Februar 1920.«
Im Ortsfernsprechnetz Ver-n habt tScl)-les.) wird die

jährlich-c Psauschgebiikk für gamma ufdyh’iffc {fcmaß der-
gegenwärtigen Deilne nnerzahl zum 1. ·pr:t 1920 auf 240 Mk.
erhöht (g 2 und 3 der Fernspreehgebiibrenevdnnng vorn 2 . De-
zember 1899 -—- Reichsgesekblan S. 711 und Gesse betr. Tele-
graphews und Fernsprechge rühren vom 8. Septern er 1919 —
Reichsgesetzbliatt Nr. 170 S. 1523). Teil-nehmen die die hoher-e
Pauschgebithr nicht zahlen wollen, können ihren Ausschluß zu
dem angegebenen Zeitpunkt kündiaen oder zur Grund-i und Ge-
fprächgebühr übergehen. Int- lietzten Falle» waren Iahrlrch
120 Mk. Grundgebühr und-für Ortsgespråche je 10 Pfg., jahr-
lich mindestens 40 Mk. zu entrichten. Die Kündizgsungetrund
die Anträ« e auf Berechnung- der Grund- und Giesprachsgebuhreu
müssen binnen eines- Monaits schriftlich beim Postamt
in Berti-findt (Schles.) vorliegen.

ObersPostdirektioin
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